Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 3890 


DER PRÄSIDENT DES BUNDES RATES 


- Abschrift - 


Bonn, den 21, November 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Ich beehre mich niitziiteilen, daß der Bundesrat in seiner 96. Sitzung 
am 21. November 1952 beschlossen hat, dem vom Deutschen Bundes- 
tage am 30. Oktober 1952 verabschiedeten 

Ersten Gesetz zur Förderung des Kapitalmarkts 
- Nrn. 3596, 3773, zu 3773 der Drucksachen - 

gemäß Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 78 des 
Grundgesetzes zuzustimmen. 


Der Bundesregierung wird in Übereinstimmung mit den Empfeh- 
lungen der beteiligten Bundestagsausschüsse dringend empfohlen, 
durch Rechtsverordnungen nach § 3a Ziffer 4 EStG in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Förderung des Kapitalmarktes die der 
Schiffahrtsfinanzierung dienenden Emissionen der Schiffspfandbrief- 
banken (Schiffspfandbriefe) und öffentlich rechtlicher Kreditinstitute 
(Schiffbauanleihen) in ausreidiender Höhe und unverzüglich nach 
Vorlage entsprechender Emissionsanträge als besonders förderungs- 
würdig anzuerkennen. 

Begründung: 

Der Bundesrat hatte zum Ersten Gesetz zur Förderung des Kapital- 
marktes im 1. Durchgang vorgeschlagen, daß Zinsen aus Schiffs- 
pfandbriefen und Schiffbauanleihen kraft Gesetzes steuerfrei sein 
sollten. Bundesregierung und Bundestag sind diesem Vorschlag 
nicht gefolgt, obwohl auch sie von den besonderen Schwierigkeiten 
der Schiffahrtsfinanzierung und von der zwingenden Notwendigkeit 

W ^ 

eines schnellen und ausreichenden Wiederaufbaus der deutschen 
Handelsflotte überzeugt sind. 

Der Bundesrat kann seinen grundsätzlichen Standpunkt in dieser 
Frage nicht aufgeben und daher dem Gesetz in seiner jetzigen Fassung 
nur in der bestimmten Erwartung zustimmen, daß die Steuerfrei- 
heit der Zinsen aus Schiffspfandbriefen und Schiffbauanleihen so 
schnell und so weitgehend wie möglich im Wege der Rechtsver- 
ordnung hergestellt wird. 


Drude: Fudidruckerel R. Madel, Bonn, Bonner Talweit 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach. Breite str. 30, 
'ina wiesoaaen. JMietzscnescrane i 



Da die deutsche Handelsflotte erst zu einem Drittel wieder aufge- 
baut ist, darf die Anerkennung der besonderen Förderungswürdig- 
keit nicht auf Emissionen geringen Ausmaßes beschränkt bleiben. 

Ohne Steuerfreiheit ihres Zinsertrages müßten Schiffspfandbriefe 
und Schiffbauanleihen, um absatzfähig zu sein, mit einem Zinssatz 
ausgestattet werden, der die internationale Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Schiffahrt auf das schwerste gefährden würde, da die 
Reeder in anderen Schiffahrtsländern Kredite zu sehr viel niedri- 
geren Zinssätzen erhalten. 

Die Anerkennung der besonderen Förderungswürdigkeit der Emis- 
sionen von Schiffspfandbriefen und Schiffbauanleihen findet eine 
weitere Begründung auch darin, daß durch die Handelsflotte Devisen 
in erheblichem Umfange eingefahren oder erspart werden sollen. 


In Vertretung: 
gez. Kopf 


Bonn, den 21. November 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. November 1952 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


In Vertretung: 

Kopf 



